
Betreff: Anfrage nach dem Informationsfreiheitsgesetz
hier: Bescheid des BSI

Bezug: Ihre Anfrage vom 09.05.2016
Aktenzeichen: B21- 010 03 05
Datum: 08.06.2016
Seite 1 von 3
Anlage: -

Sehr geehrter Herr Meister,

mit Ihrem o.g. Antrag auf  Informationszugang nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) des 

Bundes baten Sie um Übersendung „aller Informationen (inklusive Memos, Vermerken, 

Gesprächsprotokollen, Entwürfen, Notizen, Eingaben, Schriftwechseln, Gutachten) zu Evaluierungen 

des nationalen Cyber-Abwehrzentrums (Cyber-AZ), insbesondere zum Bericht des 

Bundesrechnungshofs, siehe 

http://www.sueddeutsche.de/digital/behoerde-in-bonn-rechnungspruefer-halten-cyber-abwehrzentrum-f

uer-nicht-gerechtfertigt-1.1989433”.

Auf Ihren Antrag ergeht folgender

Bescheid:

1. Ihr Antrag wird abgelehnt, soweit er sich auf Informationen bezieht, die als Verschlusssachen 
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eingestuft sind oder deren Bekanntwerden nachteilig für Belange der inneren oder äußeren 

Sicherheit sein kann.

2. Im Übrigen wird Ihrem Antrag stattgegeben.

Begründung

1. Ein Anspruch auf Informationszugang besteht gemäß § 3 Nr. 4 IFG nicht, wenn die Informati-

on einer durch Rechtsvorschrift oder durch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum materi-

ellen und organisatorischen Schutz von Verschlusssachen geregelten Geheimhaltungs- oder 

Vertraulichkeitspflicht unterliegt.

Dieser Ausnahmetatbestand liegt vor, da es sich bei den von Ihnen angefragten Informationen 

zu erheblichen Teilen um Verschlusssachen im Sinne des § 4 Abs. 1 Sicherheitsüberprüfungs-

gesetz (SÜG) in Verbindung mit § 2 Verschlusssachen-Anweisung (VSA) handelt.Die Einstu-

fung als Verschlusssache wurde aus Anlass Ihres Antrages nochmals überprüft und wird auf-

rechterhalten.Diese Informationen dürfen damit gemäß § 4 Abs.1 VSA nur Personen zugäng-

lich gemacht werden, die aufgrund ihrer Dienstpflichten von diesen Kenntnis haben müssen. 

Auch wenn Informationen nicht als Verschlusssache eingestuft sind, besteht gemäß § 3 Nr. 1 c)

IFG kein Anspruch auf Informationszugang , wenn das Bekanntwerden der Informationen 

nachteilige Auswirkungen auf Belange der inneren und äußeren Sicherheit haben kann.

Von dem Begriff der inneren und äußeren Sicherheit ist auch die Funktionsfähigkeit des Staates

sowie die Zusammenarbeit und Arbeitsweise der einzelnen Sicherheitsbehörden umfasst. 

Die von Ihnen angeforderten Informationen zu Evaluierungen des Nationalen Cyber-Abwehr-

zentrums (Cyber-AZ) beschreiben unter anderem die Zusammenarbeit der im Cyber-AZ akti-

ven Sicherheitsbehörden (u.a. BND und BfV) im Umgang mit Sicherheitsvorfällen und Cyber-

angriffen. Das Bekanntwerden der Methoden und Arbeitsweisen der einzelnen Sicherheitsbe-

hörden, deren Beschreibung in den Evaluierungsunterlagen naturgemäß einen Schwerpunkt 

darstellt, könnte nachteilige Auswirkungen auf die Abwehr oder Verfolgung von IT-Angriffen 

und damit die innere und äußere Sicherheit haben. Insoweit besteht daher auch hinsichtlich der 

nicht als Verschlusssache eingestuften Teile der von Ihnen begehrten Informationen kein An-

spruch auf Zugang.
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2. Soweit die o.g. Ausschlussgründe für einzelne Teile der von Ihnen begehrten Informationen nicht 

vorliegen, wird Ihrem Antrag stattgegeben.

Hinsichtlich der amtlichen Informationen, die weder Rückschlüsse auf die Methoden oder Ar-

beitsweisen noch auf die konkrete (Zusammen-)Arbeit der Sicherheitsbehörden im Cyber-AZ zu-

lassen, besteht nach § 1 Absatz 1 IFG ein Anspruch auf Zugang.

Für die weitere Bearbeitung Ihrer Anfrage müssen die vorhanden Informationen vor der Heraus-

gabe noch einmal detailliert auf das Vorliegen der o.g. Ausschlussgründe hin überprüft und die 

entsprechenden Teile ausgesondert bzw. geschwärzt werden. Somit handelt es sich gemäß § 10 

Abs. 1 S.2 IFG nicht mehr um eine einfache Anfrage und es fallen gemäß der Verordnung über die

Gebühren und Auslagen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFGGebV) Teil A Nr. 1.3 für eine 

weitere Bearbeitung Gebühren i.H.v. 60 bis 500 € an. Hinzu kommen noch die Auslagen für die 

Kopien der Dokumente (0,10 €/ A4 Seite).

 

Ich bitte um Rückmeldung, ob Sie eine weitere Bearbeitung Ihrer Anfrage wünschen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Bundesamt für Sicher-

heit in der Informationstechnik, Godesberger Allee 185-189, 53175 Bonn, Widerspruch erhoben wer-

den.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Julia Steig


